
 

 

 

 Anlage 6.1 – 6.6 zu GD 133/20 

Stadt Ulm 
 Beschlussvorlage 

 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Lise-Meitner-Straße 3/1" 

Abwägung zur öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange 
 
Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde durchgeführt. Parallel dazu wurden 
gemäß § 4 Abs. 2 BauGB die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Auf-
gabenbereiche durch die Planung berührt werden, unterrichtet und zur Stellungnahme aufge-
fordert. 
 

Im Rahmen der öffentlichen Auslegung wurden von Seiten der Öffentlichkeit keine Stellung-
nahmen vorgebracht. 
 
Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB wurden folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belan-
ge zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans und der Satzung der örtlichen 
Bauvorschriften gehört: 
 

- Fernwärme Ulm (FUG) 
- Zentrale Planung Unitymedia  
- Polizeipräsidium Ulm 
- Deutsche Telekom Technik GmbH 
- Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (SWU) 
- Regierungspräsidium Freiburg-Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau 
- Regierungspräsidium Stuttgart-Landesamt für Denkmalpflege 
- Landratsamt Alb-Donau-Kreis-Kreisgesundheit 
- Entsorgungsbetriebe Ulm (EBU) 
- Industrie- und Handelskammer Ulm (IHK) 
- Handwerkskammer Ulm (HWK) 
- Regionalverband Donau-Iller 
- Feuerwehr Ulm 
- Nachbarschaftsverband Ulm 
- SUB/V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht 

 
Von den folgenden Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden keine Stel-
lungnahmen bzw. Stellungnahmen ohne Einwendungen vorgebracht: 
 

- Polizeipräsidium Ulm, mit E-Mail vom 13.12.2019 
- Regierungspräsidium Tübingen-Raumordnung, mit Schreiben vom 08.01.2020 
- Industrie- und Handelskammer Ulm (IHK), mit Schreiben vom 16.01.2020 
- Zentrale Planung Unitymedia, mit Schreiben vom 17.01.2020 
- Regionalverband Donau-Iller, mit Schreiben vom 23.01.2020 
- Handwerkskammer Ulm (HWK), mit Schreiben vom 29.01.2020 
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Von den folgenden 6 Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange wurden Stellung-
nahmen mit Anregungen und Hinweisen zum Bebauungsplanverfahren vorgebracht:  
 

Stellungnahmen Behörden / TÖB Stellungnahmen der Verwaltung 

Fernwärme Ulm (FUG), 
Schreiben vom 27.11.2019 (Anlage 6.1) 
 

Im Grundsatz bestehen gegen den vorhaben-
bezogenen Bebauungsplan „Lise-Meitner-
Straße 3/1" von Seiten der FUG keine Einwän-
de. 
Die Umlegungsarbeiten der FUG sind bereits 
abgeschlossen, so dass die Neubebauung wie 
geplant realisiert werden kann. 
 
Das neu zu erstellende Gebäude kann nach 
technischer Klärung an das Fernwärmenetz der 
FUG angeschlossen werden. 
Sollte dies der Fall sein, so ist die Planung des 
Fernwärme-Hausanschlusses zwingend im Vor-
feld mit der FUG abzustimmen. 
  

 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Gebäudeplanung an 
den Vorhabenträger weitergeleitet. Die wei-
tere Planung wird rechtzeitig mit der FUG 
abgestimmt. 

Feuerwehr Ulm, 
Schreiben vom 20.12.2019 (Anlage 6.2) 
 

Aus brandschutztechnischer Sicht bestehen 
gegen den o.g. Bebauungsplan keine Beden-
ken.  
 
Über eine Feuerwehrzufahrt muss sichergestellt 
sein, dass von der Liste-Meitner-Str. aus das 
Gebäude 3/1 nördlich umfahren werden kann. 
Diese Feuerwehrzufahrt muss an die beste-
hende Feuerwehrzufahrt nördlich von Gebäude 
7/1 anschließen, da kein Wendeplatz vorhan-
den ist.  
 
Die Feuerwehrzufahrten sind nach VwV Feuer-
wehrflächen herzustellen.  
Weitere Anforderungen zu notwendigen Feuer-
wehrzufahrten und -aufstellflächen werden im 
Rahmen des Baugesuchs gestellt.  
 

 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
Aufgrund der, dem Gebäude vorgelagerten 
Stellplatzbereiche, ist eine Umfahrung des 
Gebäudes mit Feuerwehrfahrzeugen jeder-
zeit möglich. Ebenfalls besteht ein An-
schluss an die bestehende Feuerwehrzu-
fahrt des Gebäudes 7/1, so dass keine se-
parate Wendemöglichkeit notwendig ist. 
 
Die Feuerwehrzufahrten werden nach VwV 
Feuerwehrflächen hergestellt. Die Stel-
lungnahme wird zur Berücksichtigung bei 
der weiteren Planung, an den Vorhaben-
träger weitergeleitet. 
 

 
Stadtwerke Ulm/Neu-Ulm (SWU), 
Schreiben vom 22.01.2020 (Anlage 6.3) 
 

Im Bereich des geplanten Neubaus liegen keine 
Versorgungsleitungen der Stadtwerke Ulm/Neu-
Ulm Netze GmbH. Die Versorgung des geplan-
ten Neubaus erfolgt über die Lise-Meitner-
Straße. Dafür ist eine Leitungsführung über das 
Grundstück Lise-Meitner-Straße 3 nötig.  
Die rechtlichen Rahmenbedingungen für eine 
Benutzung des Grundstückes, sind im Vorfeld 
vom Antragsteller abzustimmen. 
 

 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
 
Eine Leitungsführung über das Grundstück 
Lise-Meitner-Straße 3 ist im Bereich der 
Zufahrt zum neu geplanten Gebäude mög-
lich. Zur Abklärung der rechtlichen Rah-
menbedingungen wird die Stellungnahme 
an den Vorhabenträger weitergeleitet. 
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Die SWU bittet um Beachtung und frühestmög-
liche Information zu weiteren Schritten. 
 

Die SWU wird frühzeitig in die weiteren 
Planungsschritte eingebunden.  

Regierungspräsidium Freiburg-Landesamt 
für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, 
Schreiben vom 28.01.2020 (Anlage 6.4) 
 

Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhö-
rungsverfahren des LGRB als Träger öffentli-
cher Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen dar-
aus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein inge-
nieurgeologisches Übersichtsgutachten, Bau-
grundgutachten oder geotechnischer Bericht 
vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen 
im Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros. 
Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernah-
me der folgenden geotechnischen Hinweise in 
den Bebauungsplan: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der 
am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbrei-
tungsbereich der Unteren Süßwassermolasse, 
die teilweise von quartären Lockergesteinen 
(Lössführende Fließerde) mit im Detail nicht 
bekannter Mächtigkeit überlagert werden. 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nut-
zungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeig-
net sind, sowie mit einem kleinräumig deutlich 
unterschiedlichen Setzungsverhalten des Un-
tergrundes ist zu rechnen. 
Die anstehenden Gesteine neigen in Hanglage 
und bei Anlage tiefer Baugruben zu Rutschun-
gen. 
 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Ober-
flächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaft-
lich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt 
DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall 
die Erstellung eines entsprechenden hydrologi-
schen Versickerungsgutachtens empfohlen. 
Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der 
Baugrundeigenschaften sollte von der Errich-
tung technischer Versickerungsanlagen (z. B. 
Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-
Systeme zur Versickerung) Abstand genommen 
werden. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehm-
erfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind auf-
grund der im tieferen Untergrund anstehenden 
Gesteine des Oberjuras nicht auszuschließen. 
Nach Auswertung des digitalen Geländemo-
dells befinden sich Verkarstungsstrukturen in 
der näheren Umgebung. 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge 

 
 
 
 

 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.  
Für den Bereich der neuen Bebauung wird 
vor Baubeginn eine Baugrunduntersuchung 
durchgeführt. Die Ergebnisse der Untersu-
chung werden dann bei den weiteren Pla-
nungen berücksichtigt. 
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der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten 
(z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bo-
denkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur 
Baugrubensicherung, bei Antreffen verkars-
tungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen 
bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbe-
zogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN 
EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates 
Ingenieurbüro empfohlen. 
 
Boden 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht 
keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
 
Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeolo-
gischer Sicht keine Hinweise, Anregungen oder 
Bedenken vorzubringen. 
 
Grundwasser 
Aus hydrogeologischer Sicht sind zum Pla-
nungsvorhaben keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
Bergbau 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Berg-
baugebiet. 
Nach den beim Landesamt für Geologie, Roh-
stoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen ist 
das Plangebiet nicht von Altbergbau oder Alt-
hohlräumen betroffen. 
 
Geotopschutz 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des 
geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen.  
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 

Entsorgungsbetriebe Ulm (EBU), 
mit Schreiben vom 31.01.2020 (Anlage 6.5) 
 

Abwasser und Gewässer (Abt I) 
In der Begründung ist der Punkt 6.8 wie folgt 
zur ergänzen: 
Die Ableitungsmenge des Dach- und Oberflä-
chenwassers in den Regenwasserkanal des 
Berliner Rings darf nicht mehr als 10 l/s betra-
gen. 
 
Bei der Abwasserbeseitigung ist die Abwasser-
satzung der Stadt Ulm zu beachten. Danach 
sind u.a. Hausanschlussleitungen vom Gebäu-
de bis zum öffentlichen Kanal in der Straße als 
private Leitungen zu planen, bauen und unter-
halten. 

 
 
 
 
 

 
Der Punkt 6.8 in der Begründung zum Be-
bauungsplan wird entsprechend der vorge-
schlagenen Formulierung ergänzt. 
 
 
Die Stellungnahme wird zur Berücksichti-
gung bei der weiteren Planung an den Vor-
habenträger weitergeleitet. 



 

- 5 - 

 

Hausanschlussleitungen an den öffentlichen 
Kanal sind im Zuge des Baugenehmigungs-
verfahrens zu beantragen. Bestandsunterlagen 
des öffentlichen Kanals können bei den Entsor-
gungs-Betrieben der Stadt Ulm angefordert 
werden. 
 
SUB/V Umweltrecht und Gewerbeaufsicht, 
mit Schreiben vom 17.02.2020 (Anlage 6.6) 
 

Bodenschutz und Altlasten 
Zu Ziffer 3.4: Statt der aktuell im B-Plan ver-
wendeten Formulierung bitte die sonst in ande-
ren Bebauungsplänen in letzter Zeit verwendete 
Formulierung verwenden: 
"3.4 Bodenschutz (§ 202 BauGB) 
Mit dem natürlichen Bodenmaterial ist gemäß 
BBodSchV § 12, Vollzugshilfe zur BBodSchV § 
12, DIN 19731, DIN 19639, DIN 18915 sowie 
den vorliegenden Leitfäden zum Schutz der 
Böden bei Auftrag von kultivierbarem Bo-
denaushub bzw. zur Erhaltung fruchtbaren und 
kulturfähigen Bodenaushubs bei Flächeninan-
spruchnahme schonend umzugehen. Die ge-
setzlichen und fachlichen Regelungen sind zu 
beachten und umzusetzen. Vor Beginn einer 
Baumaßnahme ist der Stadt Ulm, Abteilung 
Umweltrecht und Gewerbeaufsicht ein detaillier-
tes Verwertungs- und Entsorgungskonzept vor-
zulegen." 
 
Naturschutz 
zum geplanten Bebauungsplan (Stand: 
20.11.2029) ergeben sich keine substantiellen 
Bedenken, Anregungen oder Hinweise. 
 
Einzige Planungsempfehlung: Bei den unter 
1.6.1 textlich festgesetzten Baumpflanzungen 
sollte eine Liste mit geeigneten einheimischen 
standortverträglichen Laubgehölzen aufge-
nommen werden. Die Arten sollten sich an dem 
bei der 2.Teilbaugenehmigung genannten 
Grünflächenplan orientieren. 
 
Aus dem Aufgabenbereich Arbeits- und Um-
weltschutz, und Wasserrecht werden keine 

Einwendungen gegen das geplante Bauvorha-
ben erhoben. 
 

 
 
 
Der Hinweis unter Ziffer 3.4 (Bodenschutz) 
wird entsprechend der vorgeschlagenen 
Formulierung angepasst.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
Aufgrund dessen, dass im Zuge der 2. 
Teilbaugenehmigung bereits heimische 
Baumarten angeführt wurden, wird von 
einer zusätzlichen Festsetzung im Bebau-
ungsplan abgesehen. 
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FW 20.12.2019 
 NSt. 7120 
 
 
 
 
SUB I 
Herr Kastler 
 
 
 
 
Stellungnahme zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Lise-Meitner-Straße 3/1“ 
Ihr Schreiben vom 12.12.2019 
 
 
 
 
 
Aus brandschutztechnischer Sicht bestehen gegen den o.g. Bebauungsplan keine Bedenken. 
 
Über eine Feuerwehrzufahrt muss sichergestellt sein, dass von der Liste-Meitner-Str. aus das 
Gebäude 3/1 nördlich umfahren werden kann. Diese Feuerwehrzufahrt muss an die 
bestehende Feuerwehrzufahrt nördlich von Gebäude 7/1 anschließen, da kein Wendeplatz 
vorhanden ist. 
 
Die Feuerwehrzufahrten sind nach VwV Feuerwehrflächen herzustellen. 
 
Weitere Anforderungen zu notwendigen Feuerwehrzufahrten und -aufstellflächen werden 
im Rahmen des Baugesuchs gestellt. 
 
 
 
 

 
Buschow 
 

Anlage 6.2 zu GD 133/20



Anlage 6.3 zu GD 133/20





REGIERUNGSPRÄSIDIUM FREIBURG 
L A N D E S A M T   F Ü R   G E O L O G I E ,  R O H S T O F F E   U N D   B E R G B A U  

Albertstraße 5 - 79104 Freiburg i. Br., Postfach, 79095 Freiburg i. Br. 
 

E-Mail: abteilung9@rpf.bwl.de - Internet: www.rpf.bwl.de 
Tel.: 0761/208-3000, Fax: 0761/208-3029  

 
 
 

  
Stadt Ulm  
Hauptabteilung Stadtplanung,  
Umwelt, Baurecht  
Münchner Straße 2  
89073 Ulm 
 

 

 

Freiburg i. Br., 
 

Durchwahl (0761) 
 

Name: 
 

Aktenzeichen: 

 
 

28.01.2020 
208-3047 
Mirsada Gehring-Krso 
2511 // 19-12119 

 
 

 
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
 
A  Allgemeine Angaben 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan "Lise-Meitner-Straße 3/1", Stadt Ulm, Lkr. Ulm 
(TK 25: 7525 Ulm-Nordwest)   
  
Aufstellung des Bebauungsplans im Sinne von § 13a BauGB im beschleunigten 
Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB   
  
Gelegenheit zur Stellungnahme der betroffenen Öffentlichkeit im Rahmen der öffent-
lichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und den berührten Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange im Rahmen der Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB   
  
Ihr Schreiben SUB-Ka vom 12.12.2019  
 
Anhörungsfrist 31.01.2020 
 
 
B  Stellungnahme 
 
Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördliche 
Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der Grundlage 
der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Planungsvorhaben. 
 
 
1  Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, 
    die im Regelfall nicht überwunden werden können 
 
Keine 
 
 
2  Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, 
    die den Plan berühren können, mit Angabe des Sachstandes 
 
Keine
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentli-
cher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, 
Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise 
in den Bebauungsplan: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich der Unteren Süßwassermolasse, die teilweise von quartären Locker-
gesteinen (Lössführende Fließerde) mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit überlagert 
werden. 
 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, sowie mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten 
des Untergrundes ist zu rechnen. 
 
Die anstehenden Gesteine neigen in Hanglage und bei Anlage tiefer Baugruben zu Rut-
schungen. 
 
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirt-
schaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und im 
Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens 
empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sollte 
von der Errichtung technischer Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sicker- 
becken, Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Abstand genommen werden. 
 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 
aufgrund der im tieferen Untergrund anstehenden Gesteine des Oberjuras nicht auszu-
schließen. Nach Auswertung des digitalen Geländemodells befinden sich Verkarstungs-
strukturen in der näheren Umgebung. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauar-
beiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfä-
higkeit des Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antref-
fen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) wer-
den objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 
durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
 
Boden 
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
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Mineralische Rohstoffe 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser 
 
Aus hydrogeologischer Sicht sind zum Planungsvorhaben keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Bergbau 
 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 
 
Nach den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen 
ist das Plangebiet nicht von Altbergbau oder Althohlräumen betroffen. 
 
 
Geotopschutz 
 
Im Bereich der Planfläche sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht 
tangiert. 
 
 
Allgemeine Hinweise 
 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen 
Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage 
des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 
 
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der 
Adresse http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop- 
Kataster) abgerufen werden kann. 
 
 
 
Mirsada Gehring-Krso 
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